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Gliederung 

Kinderschutz in Deutschland nach der 
Jahrtausendwende 

Kooperation zwischen Medizin und 
Jugendhilfe im Kinderschutz 

Schutzräume in medizinischen 
Institutionen 

Kompetenzzentrum und e-learning 

Fazit 
 



Verstärkte öffentliche Wahrnehmung 

Berichterstattung über Kindesmisshandlung, -missbrauch, -
vernachlässigung  
 Entwicklung der öffentlichen Debatte 
 zeigt Epochen der Diskussion um Kinderschutz auf 
 Veränderungen der Stellung/ des Wertes von Kindern  





Prävalenz von Misshandlungen in Kindheit und 
Jugend 

Häuser, Schmutzer, Brähler & Glaesmer, 20111:  
 

• Umfrage in einer repräsentativen Stichprobe der 
deutschen Bevölkerung 

• Auswertbare Daten von 2504 Personen (≥ 14 Jahre) 
• Demographische Angaben 
• Standardisierter Fragebogen (Childhood Trauma 

Questionnaire) 
 

______________________________________________________________________ 
1 Häuser W, Schmutzer G, Brähler E, Glaesmer H: Maltreatment in childhood and 
adolescence - results from a survey of a representative sample of the German population. 
Deutsches Ärzteblatt 2011; 108(17): 287–94. 



Prävalenz von Misshandlungen in Kindheit und 
Jugend 

Häufigkeit von Missbrauch und Vernachlässigung in 
Kindheit und Jugend 
(N=2504; Mehrfachnennungen möglich) 
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Jährliche gesamtwirtschaftliche 
Traumafolgekosten - Kosten 
Tangible Kosten der Traumatisierung:  

 Gesundheitskosten, Kosten der Kinder- und Jugendhilfe, 
Ausbildungsförderung, Wertschöpfungsverlust etc.: 

335.421€ 

Bei 1,6 Mio. Betroffenen: 6.708€ Traumafolgekosten pro Fall 
und Jahr 

Jährliche Kosten für die deutsche Gesellschaft 
durch Folgen von Kindesmisshandlung/-
missbrauch und Vernachlässigung 

11 Mrd. € 

oder 

134,54€ trägt jeder Bundesbürger jährlich. 
 

 



Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 
§ 1  Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung 
§ 2  Information der Eltern über Unterstützungsangebote in 
    Fragen der Kindesentwicklung 
§ 3  Rahmenbedingungen für verbindliche      
    Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 
§ 4  Beratung und Übermittlung von Informationen durch  
       Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung 

Änderungen in Vorschriften des SGB VIII, SGB IX,  
Schwangerschaftskonfliktgesetz  

        

Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) 
 



 
     interdisziplinäre und verbindliche Kooperations- und  
      Vernetzungsstrukturen vor Ort (§3 KKG) 
 
       Vorläufer und Initiativen  
       zahlreiche kommunale Initiativen lokaler Netzwerke im Kontext  
           Früher Hilfen 
       Einrichtung lokaler Netzwerkstrukturen in neun 
          Landeskinderschutzgesetzen 
       systematische Entwicklung und Erprobung im Modellprojekt „Guter  
           Start ins Kinderleben  

Interinstitutionelle Zusammenarbeit im Kinderschutz 



  SPATZ in Ulm  
  Spezifische Abschätzung von  
  Entwicklungsrisiken und Hilfebedarf 
  Teilhabe von Eltern mit und ohne  
  Migrationshintergrund an Regelangeboten 
  und ggf. an bedarfsgerechten Hilfen 
  Zusammenarbeit der Professionen aus  
  Jugendhilfe und Gesundheitshilfe in Ulm                             

kommunale Initiativen in Baden-Württemberg 





Bundeskinderschutzgesetz – § 3 KKG: Rahmenbedingungen 
für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz  

 

 

 

 

 
 Einrichtungen und Dienste 

der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe 

 Behindertenhilfe für Kinder 
nach SGB XII 

 Gesundheitsämter 

 Sozialämter 

 Gemeinsame Servicestellen 

 Schulen 

 Polizei- und 
Ordnungsbehörden 

 Agenturen für Arbeit 

 Krankenhäuser 

 Sozialpädiatrische Zentren 

 Interdisziplinäre 
Frühförderstellen 

 Schwangerschafts- und 
Beratungsstellen für soziale 
Problemlagen 

 Einrichtungen und Dienste  
 zur Müttergenesung 
 zum Schutz vor Gewalt in 

engen sozialen 
Beziehungen 

 Familienbildungsstätten 

 Familiengerichte 

 Angehörige von Heilberufen 



Bundeskinderschutzgesetz – § 3 KKG: Rahmenbedingungen 
für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz  
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Gliederung 

Kinderschutz in Deutschland nach der 
Jahrtausendwende 

Kooperation zwischen Medizin und 
Jugendhilfe im Kinderschutz 

Schutzräume in medizinischen 
Institutionen 

Kompetenzzentrum und e-learning 

Fazit 
 



Künstlerin: Anna Skrabal, Kinder- und Jugendpsychiaterin 

Nichts hören, nichts sehen … nichts sagen ?  
 



Befugnisnorm in Bezug auf die Schweigepflicht im 
Kinderschutzgesetz BaWü und ab 2012 Befugnisnorm im 
Bundeskinderschutzgesetz (§ 4 KKG) 
Abgestuftes Vorgehen im Rahmen der Güterabwägung 

Bei Anhaltspunkten für Kindeswohlgefährdung:  

Stufe 1 

Stufe 3 

Stufe 2 

Prüfung der eigenen 
fachlichen Mittel zur 
Gefährdungsabschätzung 
und Gefährdungsabwehr 

Hinwirken auf die aktive 
Inanspruchnahme von 
Hilfen durch die 
Personensorgeberechtigten 

Mitteilung an das Jugendamt 
(Befugnis) wenn: 

 
  Tätigwerden dringend   
    erforderlich ist 
   Personensorgeberechtigte   
    nicht bereit oder nicht in  
    der Lage sind, an   
    Gefährdungseinschätzung    
    oder Abwendung  der   
    Gefährdung mitzuwirken 
 

IseF 

Wenn Tätigwerden des JA zur Gefahrenabwendung erforderlich 



Aus den Empfehlungen des Runden Tisches 

Seite 32: 

 

„Diagnostik und Intervention bei 
sexuellem Missbrauch, 
Vernachlässigung und 
Kindesmisshandlung sollten im 
Gesundheitswesen dokumentier- und 
abrechenbar sein.“ 
 









ICD-10 GM Kodierung (DIMDI) 

 
T74.- 

 
Missbrauch von Personen 
Kodiere zunächst die akute Verletzung, falls 
möglich 

 
T74.0 

 
Vernachlässigen oder Im-Stich-Lassen 

 
T74.1 

 
Körperlicher Missbrauch 
Ehegattenmisshandlung o.n.A. 
Kindesmisshandlung o.n.A. 

 
T74.2 

 
Sexueller Missbrauch 

 
T74.3 

 
Psychischer Missbrauch 

 
T74.8 

 
Sonstige Formen des Missbrauchs von Personen 
Mischformen 
 

T74.9 Missbrauch von Personen, nicht näher 
bezeichnet 
Schäden durch Missbrauch: 
- eines Erwachsenen o.n.A. 
- eines Kindes o.n.A. 

Achtung offizielle Klassifikation: Anwenden im Krankenhaus 
war bis 2012 verboten!   seit 2013 möglich! 



Schweizer Gesundheitswesen definiert Abklärungsleistung 
inkl. Vernetzung: „Zusammenarbeit mit externen Stellen…“  

OPS 2013 :  
1-945 Diagnostik bei 
Verdacht auf 
Gefährdung von 
Kindeswohl und 
Kindergesundheit  



§ 294 a SGB V  
Mitteilung von Krankheitsursachen und drittverursachten 
Gesundheitsschäden 

(1)...liegen Hinweise auf drittverursachte Gesundheitsschäden vor, sind die 
an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte und 
Einrichtungen sowie die Krankenhäuser nach § 108 verpflichtet, die 
erforderlichen Daten, einschließlich der Angaben über Ursachen und den 
möglichen Verursacher, den Krankenkassen mitzuteilen. Für die 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die nach § 116 des Zehnten 
Buches auf die Krankenkassen übergehen, übermitteln die Kassenärztlichen 
Vereinigungen den Krankenkassen die erforderlichen Angaben 
versichertenbezogen. 
(2) Liegen Anhaltspunkte für ein Vorliegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 
vor, sind die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte und 
Einrichtungen sowie die Krankenhäuser nach § 108 verpflichtet, den 
Krankenkassen die erforderlichen Daten mitzuteilen. Die Versicherten sind über 
den Grund der Meldung nach Satz 1 und die gemeldeten Daten zu informieren. 

 



Information und Leitlinie unter Berücksichtigung der 
neuen gesetzlichen Grundlagen erforderlich 

Zum Zeitpunkt der Verabschiedung des 
Bundeskinderschutzgesetzes gab es keine Einigung mit dem 
BMG über einheitliche Erfassung und Umgang mit Fällen von 
Vernachlässigung, Misshandlung und Missbrauch in der 
Medizin. 

Seither:  
Gesetzesänderung § 294 a SGB V 

Änderung der Kodieranweisung des DIMDI und Einführung 
eines OPS Kodes zur Abklärung 

Verabschiedung der Rahmenempfehlungen der 
Selbstverwaltungspartner im Gesundheitswesen 

Notwendigkeit der Information über die neuen 
gesetzlichen Rahmenbedingungen 

Leitlinien der AWMF, in Absprache mit pädiatrischen 
Kollegen Forderung gemeinsame Leitlinie zu 
entwickeln. Voraussetzung Finanzierung (vgl. 
Forderungskatalog UBSKM) 
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Universitätskinderklinik Zürich   
Bericht 2012 



Hoher Anteil (über ein Drittel)   
sexueller Missbrauch 



An welcher deutschen Universitätskinderklinik  
gibt es ein solches systematisches Monitoring? 



Rahmenempfehlung 

Cave :  
für Kinder- und Jugendliche nur sehr begrenzt zu gebrauchen 



Information 
• Umsetzungsstand und Nutzung einer webbasierten 

Informationsplattform, Sicherung der Aktualität (s. 1.1 der 
Rahmenempfehlungen)  
Mit differenzierten Informationen zu Kindern/Jugendlichen 
und Erwachsenen 
 
Adressaten 
BÄK, BPtK, DKG, GKV-Spitzenverband, KBV  

 

• Stand der Bereitstellung von Adressen auf Länderebene und 
in den Regionen (s. 1.2 der Rahmenempfehlungen)1 
 

Adressaten 
BÄK, BPtK, DKG, GKV-Spitzenverband, KBV und ihre 
Organisationen auf Landesebene 

 
 

Rahmenempfehlungen: 
Überprüfung der Umsetzung 



Regionale Zusammenarbeit 
Entwicklungsstand bei regionalen Versorgungsnetzwerken, 
Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen, Nutzung von 
Qualitätszirkeln auf Landesebene (s. 2. der 
Rahmenempfehlungen) 1 

 

Adressaten 

KVen, Ärzte- und Psychotherapeutenkammern 

Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 



Verfügbarkeit bestehender Therapieangebote 
• Verfügbarkeit von Informationen bei Krankenkassen, 

Implementation von Unterstützungsangeboten für die 
Therapeutensuche (s. 3.1.1 - 3.1.3. der 
Rahmenempfehlungen)1 

• Adressaten 
Kassen, KVen, Psychotherapeutenkammern 

• Bewilligung von 
Sonderbedarfszulassungen/Ermächtigungen, 
Vermittlung von Therapieplätzen (s. 3.1.4 der 
Rahmenempfehlungen)1 
 

Adressaten 

KVen, Kassen 

 
 

 

Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 



• Verfügbarkeit spezifischer 
Behandlungsangebote in Psychiatrischen 
Institutsambulanzen, Opferambulanzen, 
Hochschul- und Ausbildungsambulanzen  
(s. 3.1.5 der Rahmenempfehlungen)1 
 

Adressaten 
DKG, Sozialministerien der Ländern, Träger der Hochschul- 
und Ausbildungsambulanzen 

• Finanzierung von Therapien im Wege der Kostenerstattung1 
 

Adressaten 

Kassen 

 

 

Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 



Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 

Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Implementation indirekter Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verfügbarkeit von Therapieangeboten (Aus-, Fort- und 
Weiterbildung von Gutachtern, Mitarbeitern der Krankenkassen, 
von Ärzten und Psychotherapeuten) (s. 3.2 der 
Rahmenempfehlungen)1 

 

Adressaten 

BÄK, BPtK, DKG, GKV-Spitzenverband, KBV, 

Träger von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen  



Weiterentwicklung von Therapieangeboten 
Initiativen (Recherchen, Anträge, Verfahren, 
Forschungsschwerpunkte, IV-Verträge etc.) zur 
Weiterentwicklung von Therapieverfahren) (s. 4. der 
Rahmenempfehlungen) 1 

 

Adressaten 

G-BA, Wissenschaftlicher Beirat Psychotherapie, DRV, 
Psychologische Institute ÄK, BPtK, DKG, GKV-Spitzenverband, 
KBV, Träger von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen, 
Landesbehörden (mit Blick auf die neue Vorlagepflicht für IV-
Verträge)  

Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 



Qualitätsanforderungen 
• Etablierung spezifischer Lehrveranstaltungen, Entwicklung 

von Fortbildungscurricula (s. 5.1 - 5.5 der 
Rahmenempfehlungen) 1 
 

Adressaten 

Ärzte- und Psychotherapeutenkammern, Träger von Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen 

• Qualitätsstandards für die nach OEG finanzierten 
Opferambulanzen (s. 5.6 der Rahmenempfehlungen)1 
 

Adressaten 

Landesbehörden 

• Nutzung von Supervision und Intervision (s. 5.7 der 
Rahmenempfehlungen) 1 
 

Adressaten 
Ärzte- und Psychotherapeutenkammern 

 

 
 

 

 

Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 



Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 
Versorgungsleitlinien 
Stand der Leitlinienentwicklung, finanzielle Förderung (s. 6 im 
Forderungskatalog) 1 

 

Adressaten 

Leitlinienkommission der AWMF, BMG 



Rahmenempfehlungen: Überprüfung der Umsetzung 
 
Schutzräume 
Etablierung des erweiterten Führungszeugnisses bei 
Angehörigen der Heilberufe, Stand der Leitlinienentwicklung, 
Beschwerdemanagement (s. 7 im Forderungskatalog) 1 

 

Adressaten 

BMG, Ärzte- und Psychotherapeutenkammern 



Gliederung 

Kinderschutz in Deutschland nach der 
Jahrtausendwende 

Kooperation zwischen Medizin und 
Jugendhilfe im Kinderschutz 

Schutzräume und Schutzkonzepte in 
medizinischen Institutionen 

Kompetenzzentrum und e-learning 

Fazit 
 



 
                Mehr-Ebenen-Strategie der Prävention  
            Implementierung von Mindeststandards  
 
1. Vorlage eines verbindlichen Schutzkonzeptes  
2. Durchführung einer einrichtungsinternen Analyse zu 

arbeitsfeldspezifischen Gefährdungspotentialen und 
Gelegenheitsstrukturen 

3. Bereitstellung eines internen und externen 
Beschwerdeverfahrens  

4. Notfallplan für Verdachtsfälle 
5. Hinzuziehung eines/einer externen Beraters/Beraterin  
     Verdachtsfällen (z.B. Fachkraft für Kinderschutz) 
6. Entwicklung eines Dokumentationswesens für Verdachtsfälle 
7. Themenspezifische Fortbildungsmaßnahmen für 
     MitarbeiterInnen durch externe Fachkräfte 
8.  Prüfung polizeilicher Führungszeugnisse  
9.  Aufarbeitung und konstruktive Fehlerbearbeitung 
     im Sinne der Prävention und Rehabilitierungsmaßnahmen  
 
(Unterarbeitsgruppe I des Runden Tisches Kindesmissbrauch) 
 
  



§ 72 a SGB VIII Persönliche Eignung und Debatte um 
erweiterte Führungszeugnisse 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen hinsichtlich 
der persönlichen Eignung im Sinne des § 72 Abs. 1 
insbesondere sicherstellen, dass sie keine Personen 
beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen 
einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 
181a, 182 bis 184e oder 225 des Strafgesetzbuches 
verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck sollen sie sich 
bei der Einstellung und in regelmäßigen Abständen von 
den zu beschäftigenden Personen ein Führungszeugnis 
nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes 
vorlegen lassen. Durch Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten sollen die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe auch sicherstellen, dass diese 
keine Personen nach Satz 1 beschäftigen. 



Kind Jugend und Gesellschaft  
Zeitschrift für Kinder- und Jugendschutz 
2007 

Anlage zum Arbeitsvertrag 
„Gefahrgeneigte Tätigkeit“ 











Niederschwellige Beschwerdesysteme für 
Kinder  
 

 Freisprechanlage zum Patientenfürsprecher und zu den umliegenden Jugendämtern 
in der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie in Ulm 



Information 







Zweite Erhebungswelle Monitoring UBSKM  
Stand 29.08.2013 

Bereich Grundgesamtheit Stichproben- 
Größe (netto) 

Auswertbare 
Fragebögen 

Rücklauf in Prozent 

Kliniken und 
Fachabteilungen für 
Kinder und Jugendliche 

570 531 137 26 % 

Kindertageseinrichtungen Ca. 52.000 4.988 1064 21 % 

Heime und sonstige 
betreute Wohnformen 

Ca. 4000 1.144 346 30 % 

Internate 276 276 112 40 % 
Kinder- und Jugendreisen 
(1) 

Ca. 3.000 Anbieter 
und Einrichtungen 

3036 105 4 % 

Gemeindliches 
Leben - evangelische 
Gemeinden 

15.129(2) Ca. 4.000 692 18 % 

Gemeindliches 
Leben - katholische 
Pfarreien/Gemeinden 

11.398(3) Ca. 1.700 591 33 % 

Verbandliche 
Jugendarbeit - regionale 
und lokale Verbände 

Weiterleitung über 
16 
Landesjugendringe(4) 

(Klumpen-
)Stichprobe von 
lokalen 
Organisationen der 
Jugendarbeit 

379 
  n. n. 

Sportvereine(5) 91.000 Ca. 12.000 650 5 % 
Schulen 31.519(6) Ca. 3.700 505 14 % 

[1] Die Rücklaufquote zum Monitoring der Empfehlungen des Runden Tisches bei Anbietern von Kinder- und Jugendreisen ist gering, sodass  
Ergebnisse für diese Akteure lediglich als Trend interpretiert werden sollten. 
[2] Evangelische Kirche, Erhebungsstand 2010. 
[3] Katholische Kirche, Pfarreien und sonstige Seelsorgeeinheiten, Stand 2011. 
[4] Über die Gesamtzahl der Jugendverbände liegen keine genauen Zahlen vor. 
[5] Die Rücklaufquote zum Monitoring der Empfehlungen des Runden Tisches bei Sportvereinen ist gering und beinhaltet regionale  
Verzerrungen, sodass Ergebnisse für Sportvereine als Trend interpretiert werden sollten. 
[6] Grundschulen, Förderschulen und weiterführende Schulen, Stand 2011. 

Übersicht: Befragungsbereiche,Stichproben und Rücklauf 



Zweite Erhebungswelle Monitoring UBSKM  
Stand 29.08.2013 

55 %

33 %

10 %

1 %

0% 25% 50% 75%

Ja.

Nein.

Nein, dieser ist aber bereits in Planung.

keine Angabe/weiß nicht

Kliniken und Fachabteilungen für Kinder und 
Jugendliche 
Gibt es in Ihrer Klinik/Fachabteilung einen Handlungsplan bei 
(vermutetem) sexuellem Missbrauch? (N=135; Mehrfachantworten) 



Gliederung 

Kinderschutz in Deutschland nach der 
Jahrtausendwende 

Kooperation zwischen Medizin und 
Jugendhilfe im Kinderschutz 

Schutzräume in medizinischen 
Institutionen 

Kompetenzzentrum und e-learning 
Fazit 
 



Kompetenzzentrum Kinderschutz in 
der Medizin in Baden-Württemberg 

Ziele: Verbesserung der Lehre für Studierende durch 
Anbieten eines Querschnittfaches 
„Kinderschutz in der Medizin“ 

Optimierung des Wissens um die praktische 
Vorgehensweise in Kinderschutzfällen in der 
ärztlichen Praxis durch das Angebot eines 
Fortbildungscurriculums 

Modellhafte Implementierung eines 
Kinderschutznetzes innerhalb der drei 
beteiligten Fakultäten 

Vernetzung zwischen Rechtswissenschaften 
und Medizin 







Stichprobe -  Onlinebefragung  Berufstätige 

Stichprobengröße: 1081 Berufstätige  

Berufsfeld: 51% Personen aus dem pädagogischen Berufsfeld und 
49% aus dem medizinisch-therapeutischen Berufsfeld 

Geschlecht: 76% weiblich, 24% männlich 

Durchschnittsalter: 43 Jahre (Range: 19-75 Jahre, SD=11 Jahre) 

Knapp 60% haben eigene Kinder 

Mit 33% arbeiten die meisten Teilnehmenden in Nordrhein-
Westfalen, 19% in Baden-Württemberg und 13% in Hessen  

Berufserfahrung: Durchschnittlich 13 Jahre (pädagogische Berufe) 
bzw. 16 Jahre (medizinisch-therapeutische Berufe) 

 

62 



Sicherheitsempfinden im professionellem Umgang mit 
sexuellem Missbrauch 

63 
N=1081, n=1033 53% der Befragten fühlen sich unsicher! 



64 64 

Unsicherheiten beim Thema sexueller Missbrauch   

Gesprächsführung  
mit Erziehungsberechtigten (64%)  

mit Kind/Jugendliche (58%) 
Erkennen von 

Auffälligkeiten 
(50%) 

Informationsweitergabe 
-an weitere Institutionen (61%) 
-an Einrichtungsleitung (26%) 

Rechtliche 
Vorschriften 

(62%) 

Diagnostik 
(55%) 

N=1081, n=1074 

Unsicherheit … 

Dokumen-
tation (26%) 



Fort- und Weiterbildungen in Deutschland 



29.09.2011 

 Anbieter von Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
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n = 224 Angebote 
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Geografische Verteilung der Veranstaltungsorte 
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Fortbildungsthemen nach Berufsgruppen 
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Medizinische 
Aspekte 



http://www.elearning-kinderschutz.de/missbrauch 
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Übersicht der Lerneinheiten   

70 
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Demografische Daten der Teilnehmenden (Stand: Juli 2013) 

Gesamt 

Anzahl der aktiv Teilnehmenden 
davon Teilnehmende am Forschungsdesign 

2048 
667 (33%) 

Berufsgruppe 
Medizinisch-therapeutisch 
Pädagogisch  

 
887 (43%) 

1160 (57%) 

Geschlecht 
Männlich 
Weiblich  

 
390 (19%) 

1658 (81%) 

Alter 
Unter 20 Jahre 
20 – 29 Jahre 
30 – 39 Jahre 
40 – 49 Jahre 
50 – 59 Jahre 
60 – 69 Jahre 
70 Jahre und älter 

 
8 (0,4%) 

520 (25%) 
596 (29%) 
486 (24%) 
365 (18%) 

68 (3%) 
5 (0,2%) 
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Wissen 
Handlungs- 

kompetenzen 

Didaktischer Ansatz 

Lernformen 

Wissensbasiert Erfahrungsbasiert Handlungsbasiert 

Grundlagentexte 

Glossar 

Filmmaterial Fallbeispiele/ 
Übungen 

Reflexion 

72 

Rechtstexte 

Emotionale  
Auseinandersetzung 
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Grundlagentexte Recht 
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Allgemeine Zufriedenheit mit dem Onlinekurs 

 93% der Teilnehmenden sind sehr 
zufrieden mit dem Kurs 

 97% würden den Kurs an 
Kolleginnen/Kollegen und Bekannte 
weiterempfehlen 

 80% empfinden das Kursniveau für 
sich persönlich als angemessen 

N=1666 - 1807 



www.eLearningFrueheHilfen.de 
 
87 CME-Punkte 

Entwicklung gefördert durch das Ministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren, Baden- 
Württemberg, bundesweiter, kostenfreier Betrieb 
und weitere Evaluation gefördert von Optimus Foundation  

E-Learning-Kurs „Frühe Hilfen und frühe Interventionen im 
Kinderschutz“: Basisfinanzierung und kostenfreie Nutzung gesichert 
  

http://www.elearningfruehehilfen.de/


Basic need UN-Kinderrechtskonvention 

Liebe und Akzeptanz 
Präambel, Art. 6; 

Art. 12, 13, 14 

Ernährung und Versorgung Art. 27, Art. 26, Art. 32 

Unversehrtheit, Schutz vor 
Gefahren, vor materieller 
emotionaler und sexueller 

Ausbeutung 

Art. 16, Art. 19, 

Art. 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40 

Bindung und soziale Beziehungen 
Art. 8, 9, 10, 11; 

Art. 20, 21, 22 

Gesundheit Art. 24, 25, 23, 33 

Wissen und Bildung 
Art. 17; 

Art. 28, 29, 30, 31 

Kindliche Basisbedürfnisse und ihre Berücksichtigung in der UN-
Kinderrechtskonvention  



Fazit  

Perspektive der Kinder als zentrale Leitlinie  
     - Kinderpolitik in Baden-Württemberg:  
       Stärkung der Kinderrechte 
        2014 - "Jahr der Kinder- und Jugendrechte„ 
 
        
 
 
 
 
 
Dank an das MWK für die Förderung des Kompetenzzentrums und für 
die Förderung dieser Veranstaltung 



  

„Es gibt keine großen Entdeckungen 
und Fortschritte, solange es noch  
ein unglückliches Kind auf Erden gibt.“  
 
Albert Einstein 
            * 1889 Ulm 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 



Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie / 
Psychotherapie des Universitätsklinikums Ulm  

Steinhövelstraße 5 
89075 Ulm  

www.uniklinik-ulm.de/kjpp  
 
 

 

 

 

 

 
 

Ärztlicher Direktor: Prof. Dr. Jörg M. Fegert 
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